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DEFINITIONEN / ABKÜRZUNGEN 
 

AHB   Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung 
bspw.   Beispielsweise 
BImSchG  Bundesimmissionsschutzgesetz 
BRAGO  Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte 
EU  Europäische Union 
IDS  Intrusion Detection System 
IT    Informationstechnologie 
Sie/Ihre/Ihr  Der Versicherungsnehmer 
SGB    Sozialgesetzbuch 
TKG    Telekommunikationsgesetz 
TKV    Telekommunikations-Kundenschutzverordnung 
VVG    Versicherungsvertragsgesetz 
Wir/Uns  Der Versicherer 
WHG   Wasserhaushaltsgesetz 
z.B .   zum Beispiel 
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I. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 
 
1. GEGENSTAND DER VERSICHERUNG 
 
1.1. Versichert ist auf Grundlage der AHB und dieser BBR Net IT (soweit im Vers icherungsschein 

nichts  Gegenteiliges vereinbart ist) Ihre gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts, aus dem 
Betrieb und/oder der mit dem Betrieb eines IT-Unternehmens verbundenen Tätigkeiten bzw. 
Leistungsbereichen, für Personen- und sonstige Schä den (Sach- und Vermögensschäden) . Des 
Weiteren umfasst sind deren direkte und indirekte Folgeschäden, die aus Tätigkeiten und/oder 
Leistungen des im Versicherungsschein aufgeführten versicherten Risikos  resultieren . Mehrere 
während der Wirksamkeit des Vertrages entstandene Schäden aus der gleichen Ursache oder 
aufgrund ausgelieferter Erzeugnisse mit gleichen Mängeln werden als ein Versicherungsfall 
behandelt, wenn das erste Schadensereignis in die Vertragslaufzeit fällt (Serienschaden). 

 
Versichert sind ges etzliche Risiken aus folgenden Tätigkeits- und/oder Leistungsbereichen Ihres 
IT-Unternehmens : 

 
- Hardwareherstellung, -handel, -installation, -integration, -wartung , -modifizierung 
- Softwareherstellung, -handel, -implementierung, -pflege 
- Online-Dienstleister, IT-Service 
- e-commerce, e-banking  (jedoch keine Internet-Portale, -Plattformen oder –Marktplätze) 
- IT-Analyse, -Organisation, -Einweisung, -Beratung, -Schulung 
- IT-Sachverständigentätigkeit 
- Datenerfassung, -verarbeitung, -verwaltung, -speicherung 
- Netzwerkplanung, -installation, -integration , -pflege, -betrieb, -beratung, -management 
- Application Service Provider (Software-Anbieter über das Internet), Access-Provider 
 (Zugangs-Vermittlung in das Internet) 
- Webdesign, -pflege 
- Betrieb von Rechenzentren 
 

1.2. Zusätzlich besteht auf Grundlage der AHB und der BBR PHV gemäß Kapitel VIII der BBR NET IT 
die Privathaftpflicht-Versicherung für bis zu zwei Inhaber,  Geschäftsführer oder Vorstände, sowie 
deren angehörige Familie, oder der mit ihnen in nichtehelicher häuslicher Gemeinschaft lebenden 
Partner sowie deren Kinder. Die Namen der im Rahmen der BBR PHV versicherten Inhaber,  
Geschäftsführer oder Vorstände sind anzuzeigen. Weitere Inhaber, Geschäftsführer oder 
Vorstände können auf Antrag gegen Zahlung einer gesonderten Prämie mitversichert werden. 

 
2. VERSICHERTE PERSONEN / UNTERNEHMEN 
 
2.1. Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht Ihrer gesetzlichen Vertreter, sämtlicher Betriebs-

angehöriger einschließlich der von Ihnen eingeschalteten freien Mitarbeiter. Des Weiteren ist im 
Rahmen des von Ihnen erteilten Auftrages  die gesetzliche Haftpflicht für beauftragte 
Subunternehmer mitversichert. Nicht Gegenstand des Versicherungsschutzes ist die gesetzliche  
Haftpflicht der von Ihnen beauftragten Subunternehm er bzw. deren Personal, außerhalb des 
konkreten Auftrages. Die Ihnen gegen die beauftragten Subunternehmer zustehenden 
Regressansprüche treten Sie an uns ab. 

2.2. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf alle Ihre rechtlich selbständigen und rechtlich 
unselbständigen Tochterunternehmen (§§ 271 Abs. 2 i.V.m.  290 HGB) und Niederlassungen 
innerhalb der Europäischen Union (EU), sofern diese im Versicherungsschein explizit aufgeführt 
sind. 

2.3. Haftpflichtansprüche mitversicherter natürlicher Personen untereinander wegen Sach- und 
Personenschäden sind mitversichert. Nicht Gegenstand des Versicherungsschutzes sind 
Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle oder 
Berufskrankheiten gemäß SGB VII handelt. Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den 
beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen 
derselben Dienststelle zugefügt werden. 
Nicht Gegenstand des Versicherungsschutzes sind Ansprüche aus Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten von Personen , die vom Versicherungsnehmer im Ausland eingestellt oder dort 
mit der Durchführung von Arbeiten betraut worden sind. Eingeschlossen bleiben gemäß § 4 Abs. I 
Nr. 3 AHB in diesem Fall jedoch Haftpflichtansprüche gemäß § 110 SGB VII. 

2.4. Haftpflichtansprüche mitversicherter rechtlich selbständiger Tochterunternehmen und Nieder-
lassungen untereinander für Personen - und sonstige Schäden sind ebenfalls mitversichert, sofern 
es sich nicht um Erfüllungsansprüche dieser gegeneinander handelt. 
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2.5. Mitversichert sind  Haftpfl ichtansprüche aus Ihrer Teilnahme an Arbeits- oder 
Liefergemeinschaften sowie die Beteiligung an IT - Projekten. Die Höhe der Haftpflichtansprüche 
ist dabei auf Ihren prozentualen Anteil am Gesamtumsatz (ohne Mehrwertsteuer) der Arbeits- 
oder Liefergemeins chaft und/oder auf Ihren prozentualen Anteil am Projektumsatz (ohne 
Mehrwertsteuer) begrenzt.  
 

3. GELTUNGSBEREICH 
 

Versicherungsschutz besteht für betriebliche Risiken gem. Kapitel I Ziffer 1.1 BBR Net IT weltweit. 
Nicht Gegenstand des Versicherungsschutzes sind Versicherungsfälle, die aus dem direkten 
Export von Warenlieferungen (z.B. Hard- oder Software) und/oder dem direkten Export von 
Dienstleistungen nach USA/Kanada oder aus Versicherungsfällen von Ihren in USA/Kanada  
betriebenen Auslandsniederlassungen resultieren. 
Die Mitversicherung derartiger Risiken kann gesondert beantragt werden. 

 
4. BEGINN DER VERSICHERUNG / VERSICHERUNGSDAUER / NACHHAFTUNG 
 
4.1. Der Versicherungsschutz beginnt  gem. § 3 AHB zu dem im Versicherungsschein angegebenen 

Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig 
bezahlt. Wird der Vertrag nicht mindestens einen Monat vor Hauptfälligkeit schriftlich gekündigt, 
verlängert er sich stillschweigend um ein weiteres Jahr.  

4.2.  Versicherungsschutz besteht für während der Vertrags laufzeit eintretende  Schadenereignisse, 
deren Ursache in der Ausübung einer versicherten Tätigkeit oder der Erbringung einer 
versicherten Leistung während der Vertragslaufzeit liegt. Der Versicherungsschutz umfasst alle 
während der Versicherungsdauer eintretenden Schadenereignisse nur dann, wenn uns die 
Folgen (Eintritt des Schadens) spätestens  drei Jahre nach Vertragsbeendigung gemeldet 
werden. Die Dauer der Nachhaftung verkürzt sich im Falle einer Kündigung im Schadenfall bzw. 
einer Kündigung durch Sie auf ein Jahr. 
Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaftungszeit nur im Rahmen des im 
Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses geltenden Versicherungsumfanges, 
und zwar nur in Höhe des noch unverbrauchten Teils der Deckungssumme des 
Versicherungsjahres, in dem das Versicherungsverhältnis endet. 

4.3.  Für Schadenereignisse, die während der Versicherungsdauer aufgrund der vor Beginn des 
Versicherungsvertrages ausgelieferten Produkten und/oder erbrachten Leistungen und/oder 
sonstigen Tätigkeiten im Sinne von Kapitel I Ziffer 1.1 BBR Net IT entstehen, besteht kein 
Versicherungsschutz.  Dieser kann gesondert beantragt werden (Rückwärtsversicherung) . 

 
5. DECKUNGSSUMME / SELBSTBEHALT / VORSORGE 
 
5.1. 1.  Die Versicherungshöchs tsummen je Schadenereignis für Personen- und sonstige Schäden 

(Sach- und Vermögensschäden), sind die jeweils im Versicherungsschein genannten 
Deckungssummen. Für den Fall, dass mehrere Schadenereignisse innerhalb eines 
Versicherungsjahres auftreten, beträgt der während eines Versicherungsjahres zu erstattende 
Jahreshöchstbetrag maximal das Doppelte (2fach maximiert) der im Versicherungsschein 
jeweils ausgewiesenen Deckungssummen.  

 2. Die Versicherungshöchstsumme je Schadenereignis beträgt für Eigenschäden gem. Kapitel II 
Ziffer  3 BBR Net IT € 250.000,00 . Für den Fall, dass mehrere Schadenereignisse innerhalb 
eines Versicherungsjahres auftreten, steht in diesem Fall die Deckungssumme in Höhe von 

  € 250.000,00 nur einmal (1 fach maximiert) zur Verfügung. 
5.2. 1. Der im Versicherungsschein aufgeführte Selbstbehalt wird je Schadenfall in Abzug gebracht. 

Bei Personenschäden wird kein Selbstbe halt abgezogen. 
 2. Für Versicherungsfälle, bei denen der Ort der schädigenden Handlung oder Unterlassung 

Ihren Ursprung in den USA/Kanada haben oder bei denen das Schadenereignis in den 
USA/Kanada eintritt, wird ein genereller Selbstbehalt in Höhe von 10.000 € für Personen - und 
sonstige Schäden in Abzug gebracht. 

  3. Der Selbstbehalt wird bei Serienschäden nur einmal in Abzug gebracht. 
5.3.  Für neue, nach Vertragsabschluss hinzukommende betriebliche Risiken i.S.v. Kapitel I Ziffer 

1.1 BBR Net IT besteht im Rahmen der Vorsorgeversicherung gem. § 2 Nr. 1 AHB 
Versicherungsschutz bis zur nächsten Hauptfälligkeit. Für diese stehen die in Kapitel I Ziffer 
5.1.1 und 5.1.2  BBR Net IT und die in Ihrem Versicherungsschein genannten 
Deckungssummen zur Verfügung. Hierzu bedarf es keiner besonderen Anzeige durch Sie. 
Ab der nächsten Hauptfälligkeit besteht nur Versicherungsschutz, sofern uns die neu 
hinzukommenden betrieblichen Risiken schriftlich angezeigt werden. Nicht Gegenstand dieser 
Vorsorgeversicherung sind Versicherungsfälle, die aus dem direkten Export von 
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Warenlieferungen (z.B. Hard- oder Software) und/oder dem direkten Export von 
Dienstleistungen nach USA/Kanada oder der von Ihnen in USA/Kanada betriebenen 
Auslandsniederlassungen resultieren.  

. 
 
II. VERSICHERTE RISIKEN 
 
1.  Vom Versicherungsschutz umfasst sind die Kosten des Rechtsschutzes gem. § 150 Abs. I 

VVG. Die Entschädigungsgrenze ist dabei abweichend zu § 150 Abs. 2 und Abs. 3 Satz 2 
VVG auf die im Versicherungsschein vereinbarten Deckungssummen begrenzt. 
In Deutschland werden die Rechtsanwaltskosten auf Grundlage der BRAGO erstattet.  
 
Abweichend zu § 3 Abs. III Nr. 4 AHB werden bei Versicherungsfällen, die aus dem direkten 
Export von Warenlieferungen (z.B. Hard- oder Software) und/oder dem direkten Export von 
Dienstleistungen nach USA/Kanada oder aus Versicherungsfällen von Ihren in USA/Kanada 
betriebenen Auslandsniederlassungen resultieren, die  Aufwendungen des Versicherers für 
Kosten des Rechtsschutzes als Leistungen  auf die Deckungssumme angerechnet. 

 
2.  Wir leisten für folgende Haftpflichtansprüche Dritter : 
  
2.1. aus Ihrer in Kapitel I Ziffer 1.1 BBR Net IT beschriebenen beruflichen Tätigkeit aufgrund: 

 1. nicht vorsätzlicher Verletzung einer ausdrücklich oder stillschweigend vereinbarten 
vertraglichen Pflicht zur Anwendung angemessener Sorgfalt und Fähigkeiten auch vor 
Endabnahme/ Auslieferung, und zwar: 

 · Verlust, Verletzung oder Beschädigung von Dokumenten oder Daten, die Ihnen zur         
Erfüllung Ihrer Leistung überlassen wurd en. Kosten für die Wiederherstellung von 
Daten sind mitversichert. 

  · Implementierungs- und Integrationsschäden durch Tätigkeiten mittels elektronischem  
Zugang, auch vor Ort bei Ihrem Auftraggeber . Der Ausschluss gemäß §4 Abs. I Nr. 6b 
AHB gilt nicht. 

   ·  Schäden, die Dritten aus Ihrer Tätigkeit als Softwarehersteller oder bei der 
Softwareimplementierung entstehen, bei folgenden  Ursachen: 
- Computerviren (wie bspw. Boot-Sector-Viren, Makro-Viren, Würmer, trojanische  

Pferde) 
- andere Sabotageprogramme 
- Informationspiraterie 

Versicherungsschutz für derartige Schäden besteht nur dann, wenn Sie uns nachweisen 
können, dass Sie Sicherheitsvorkehrungen nach dem  aktuellen Stand der Technik 
getroffen haben (wie z.B. Virenscanner, Protokoll, Firewall, Log -Datei, IDS etc.) und Ihr 
Kunde auf regelmäßige Sicherheitsüberprüfung und/oder Update durch Sie schriftlich 
hingewiesen wurde (z.B. Wartungsvertrag oder Rechnungszusatz).  

  · Schäden durch nicht ausreichend vor Abnahme erprobte Produkte und Leistungen. 
 · abweichend zu § 4 Abs. I Nr. 6b AHB, Schäden durch die gewerbliche oder berufliche 

Tätigkeit an oder mit fremden Sachen außerhalb und innerhalb des Betriebsgrund-
stückes. 

2.  Schäden durch Materialfehler bei Hardwareherstellung 
  3.    Schäden durch Programmierungsfehler, sofern Sie ein detailliertes Pflichten- und 

Lastenheft führen.  
  4.  Schäden durch Beratungsfehler , sofern Sie ein detailliertes Pflichten- und Lastenheft 

führen.  
  5 .   Schäden durch fehlerhafte Anleitung zur Bedienung der erbrachten Leistung 
  6. Schäden im Bereich des Zahlungs- und Abrechnungsverkehr (e-commerce, e-banking) 

durch manipulative Eingriffe auf Datenübertragung im Internet von außen (Dritten). Es 
besteht kein Versicherungsschutz, wenn Sie keine oder nicht dem Stand der Technik 
entsprechende Sicherheits- oder Verschlüsselungstechnologien eingesetzt haben. 

  7. Verletzungen von Urheber-, Patent-, Marken-, Namens- und Persönlichkeitsrechten sowie 
 Datenschutzgesetzen, einschließlich der Vergabe von Lizenzen . Ausgeschlossen sind 

Ansprüche, die vor Gerichten in Common Law Ländern oder auf der Basis des dort 
geltenden Rechts erhoben werden. Common Law Länder sind u.a. Großbritannien, Irland, 
Malta, USA, Kanada, Jamaika, Australien, Neuseeland, Hongkong, Singapur, Malaysia. 
Nicht Gegenstand des Versicherungsschutzes sind Ansprüche auf Auskunft, Berichtigung, 
Sperrung und Löschung sowie die hiermit zusammenhängenden Verfahrenskosten. 

 Die Kosten der Rechtsverteidigung sind nicht mitversichert. 
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8. Leistungsverzögerungen, sofern es sich um die direkte Folge eines durch Brand, 
Blitzschlag,  Explosion, Leitungswasser, Sturm oder Einbruchdiebstahl entstandenen 
Schadens  handelt. 

9. Mehrkosten, die Ihrem Kunden oder einem anderen Dritten entstehen, aufgrund 
fehlgeschlagener Installation Ihrer hergestellten oder gelieferten Software - Ihre eigenen 
Mehrkosten sind hiervon nicht umfasst. 

10.  Schäden in Form von Umsatz- und /oder Gewinnausfällen Ihrer Kunden, aufgrund Lieferung 
 mangelbehafteter Produkte oder fehlerhafter Leistungen durch Sie. 
11.  Schäden, in Form von  Beschädigungen an Fahrzeugen und Containern durch Be- und 

Entladevorgänge. Der Versicherungsschutz gilt im Verhältnis zur gesetzlichen 
Kraftfahrzeughaftpflicht-Versicherung nur subsidiär . 

 
2.2 die mit dem Betriebsstättenrisiko Ihres IT-Betriebes  in Verbindung stehen, und zwar : 

1.  aus der Beschädigung, Vernichtung oder Abhandenkommen von Sachen (nicht jedoch 
  Geld, Wertsachen oder Schmuck) von Betriebsangehörigen und Besuchern. 
2. für das Abhandenkommen oder den Verlust von fremden Schlüsseln und/oder fremden 

Code-Karten von Türen oder Schließanlagen, der von Ihnen gemieteten Gebäude oder 
Räume. Nicht Gegenstand des Versicherungsschutzes ist der Verlust von Schlüsseln für 
Ihre eigenen Gebäude oder Räume. 

 Mitversichert ist das Abhandenkommen oder der Verlust von fremden Schlüsseln und/oder 
fremden Code-Karten von Türen oder Schließanlagen, die Ihnen von Auftraggebern im 
Rahmen der Erfüllung Ihres Auftrages überlassenen wurden. Nicht Gegenstand des 
Versicherungsschutzes ist die Haftung wegen des  Verlustes von Tresorschlüsseln oder –
karten sowie sonstigen Schlüsseln oder Code-Karten zu beweglichen Sachen   

3.  abweichend zu § 4 Abs. I Nr. 5 AHB, ausschließlich durch Einwirkung von Abwässern 
(keine Gewerbe- oder Industrieabwässer) oder allmähliche Einwirkung von Temperatur, 
Gasen, Dämpfen, Feuchtigkeit oder Niederschlag. 

4.  aus Ihrer Eigenschaft als Bauherr sowie aus Ihrer Eigenschaft als Besitzer des 
Baugrundstückes, wenn Ansprüche aus einer Verletzung von Verkehrssicherungspflichten 
während der Bauzeit, an den Ihnen eigenen Betriebsgebäuden bis zu einer Bausumme von 
€ 500.000, erhoben werden (Bauherren -Haftpflicht-Versicherung). Versicherungsschutz 
besteht nur, wenn Planung, Bauleitung und Bauausführung an Dritte vergeben ist. 

5.   durch die Beschädigung von gemieteten, gepachteten oder geleasten Gebäuden oder 
Räumlichkeiten. Mitversichert sind auch solche Beschädigungen, die im Rahmen von 
Geschäftsreisen von Personen i.S.v. Kapitel I Ziffer 2.1 BBR Net IT verursacht wurden. 
Nicht Gegenstand des Versicherungsschutzes sind Beschädigungen wegen  Abnutzung, 
Verschleiß oder übermäßiger Beanspruchung. Ein Ersatz von Schäden, die durch die 
Beschädigung von Einrichtungsgegenständen (bspw. Küche, Möbel, Heizung, etc.) und 
Glas hervorgerufen werden, ist ausgeschlossen. 

 6.  abweichend zu § 4 Abs. I Nr. 8 AHB, wegen Schäden durch Umwelteinwirkung auf Boden, 
Luft oder Wasser, nicht jedoch durch das Einleiten oder Einbringen von Flüssigkeiten aus  
Abwasseranlagen , aus Anlagen im Sinne des WHG oder BImSchG. Mitversichert sind 
Kleingebinde auf dem Versicherungsgrundstück bis zu 100 Liter Fassungsvermögen je 
Einzelbehältnis, insgesamt maximal 1000 Liter. Ausgeschlossen sind jedoch Stoffe , welche  
CKW (chlorierte Kohlenwasserstoffe) oder PCB (polychlorierte Biphenyle) enthalten. 
(Umwelthaftpflichtbasis -Versicherung).  

 
3.  Des Weiteren besteht Versicherungsschutz für Eigenschäden, die Ihnen ausschließlich: 
 1.  durch die Unredlichkeit Ihrer Vorstandsmitglieder, Angestellten, selbständigen Freiberufler , 

sowie der von Ihnen beauftragten Subunternehmer entstehen . Die selbständigen 
Freiberufler müssen in einem direkten Vertragsverhältnis zu Ihnen stehen. Unredlichkeit 
liegt vor, wenn eine der genannten Personen in Ausübung dienstlicher Pflichten vorsätzlich 
Unterschlagung, Untreue oder Betrug begeht. Für Unredlichkeiten, die von anderen als in 
Satz 1 genannten Personen begangen werden, besteht kein Versicherungsschutz. Die 
Ihnen gegen die Personen zustehenden Regressansprüche treten Sie an uns ab. 

 2.  durch die Beschädigung oder Zerstörung Ihrer eigenen Website durch böswillige Eingriffe 
von Dritten  (Hackern), die nicht zu den mitversicherten Personen gehören, entstehen. 
Versicherungsschutz besteht nur für die Kosten der Wiederherstellung der eigenen 
Website, jedoch nicht für jegliche Folgeschäden oder Schäden Dritter  daraus. 
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4. Mitversicherte Nebenrisiken 
 
Wir leisten des Weiteren im Rahmen der durch die im Versicherungsschein begrenzten 
Deckungssummen für Haftpflichtansprüche deren Ursache in folgenden, für die IT - Branche üblichen, 
Nebenrisiken liegen: 
 
  1. aufgrund der Teilnahme an Messen, Ausstellungen oder Veranstaltungen 
  2. aufgrund der Teilnahme oder D urchführung von Geschäftsreisen von Personen im Sinne  von 
     Kapitel  I Ziffer 2.1  BBR Net IT 
 3. aufgrund Organisation und Ausführung von Betriebsveranstaltungen, Seminaren  oder 
    Schulungen 
 4. aufgrund der Inanspruchnahme im Rahmen Ihrer gesetzliche Haftpflicht als Eigentümer,  

Mieter, Pächter, Leasingnehmer oder Nutznießer von Grundstücken – nicht jedoch von 
Luftlandeplätzen – die im Rahmen des versicherten Risikos genutzt werden (Haus - und 
Grundbesitzerhaftpflicht) 

 5. aufgrund der Inanspruchnahme als früherer Besitzer aus § 836 Abs. 2 BGB, wenn die 
Versicherung bis zum Besitzwechsel bestand  

 6. aufgrund Ihrer gesetzlichen Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts aus dem Halten und 
Gebrauch von nicht zulassungs- und nicht versicherungspflichtigen Kraftfahrzeugen aller Art 
mit einer Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als 6km/h, von Kraftfahrzeuganhängern 
innerhalb und außerhalb des Betriebsgeländes sowie von selbstfahrenden Arbeitsmaschinen 
mit einer Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als 20 km/h innerhalb und außerhalb Ihres 
Betriebsgeländes . Wir sind von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Fahrer eines 
Kfz beim Eintritt des Versicherungsfalles nicht die behördliche Fahrerlaubnis besitzt. 

 7. durch Einsatz von Sicherheitskräften, Datenschutzbeauftragten, Betriebsärzte oder mit der 
Betreuung des Grundstücks  beauftragten Personen 

 8.  aufgrund der Unterhaltung von Gesundheits - oder Sozialeinrichtungen und Betriebssport- 
    gemeinschaften, die  ausschließlich für den versicherten Betrieb bestimmt sind 
 9. aufgrund dem Vorhandensein und Betätigung einer Werk - oder Betriebsfeuerwehr 
 
 
III. NICHT VERSICHERTE RISIKEN 
 
Abweichend zu § 4 AHB sind zusätzlich folgende Haftpflichtansprüche ausgeschlossen: 
 
1. Nicht versichert sind insbesondere: 
 

1. Schäden, die Ihnen selbst aufgrund Ausübung Ihrer Tätigkeit entstehen (Eigenschäden). 
2. Schäden wegen Ansprüchen auf Schadenersatz, wegen Nichterfüllung von Verträgen und 

an die Stelle der Erfüllungsleistung tretende Ersatzleistung. 
 3. Ansprüche wegen eines etwaigen  Rückrufs und der damit in Verbindung stehenden Kosten. 
 
Davon ausgenommen sind nur die in Kapitel II Ziffer 3 BBR Net IT versicherten Eigenschäden. 
 
2. Insbesondere nicht versichert sind Schäden, die Ihnen aufgrund von Anspruchstellungen Dritter 

entstehen: 
 
 1. wegen Schäden, die Ihnen bereits bei Abschluss des Versicherungsvertrages bekannt 

waren, oder zumutbar hätten bekannt sein müssen. 
 2.  wegen Ersatz vergeblicher Aufwendungen (§ 284 BGB) 
 3. wegen vorsätzlich von Ihnen  und Ihren Subunternehmer herbeigeführten Schäden 
 4. auf Erfüllung von Verträgen (§ 362 BGB), Annahme an Erfüllung statt (§ 364 BGB) 
 5. wegen Gewährleistung, insbesondere Schlechterfüllung, Teilleistung, Nacherfüllung, 

Rücktritt, Minderung, Nachbesserung oder Selbstvornahme 
 6. aus der Haftung für Telekommunikationsanlagenherstellung und –dienstleistung nach 

TKG/TKV. Diese Deckung kann gesondert beantragt werden. 
 7. aus Tätigkeiten, die weder dem versicherten Betrieb oder Beruf eigen, noch sonst dem 

versicherten Risiko zuzurechnen sind. 
 8. gem. Kapitel II Ziffer. 2.1.6 . BBR Net IT sofern Sie fehlende oder nicht dem Stand der 

Technik entsprechende Sicherheits- oder Verschlüsselungstechnologien eingesetzt haben . 
          9. wegen Schäden aus der von Ihnen unterlassenen Softwarepflege oder Hardwarewartung. 
  10. wegen Schäden aufgrund Verletzung oder vorsätzlicher Abweichung von Schutz - oder 

Markenrechten, sofern diese nicht vom Versicherungsschutz gemäß Kapitel II Ziffer 2.1.7 
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BBR Net IT erfasst sind, sowie aus der Verletzung des Kartell-, Wettbewerbs- oder 
Steuerrechts. 

  11. wegen Schäden aufgrund Verletzung oder vorsätzlicher Abweichung von gesetzlichen und 
behördlichen Vorschriften, sowie von Anweisungen oder Bedingungen des Auftraggebers 

  12. wegen Geld- und Vertragsstrafen, sowie Entschädigungen mit Strafcharakter oder -zweck  
(punitive and exemplary damages), sowie nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 des 
französischen Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder. 

  13. wegen Schäden aus der Anlage-, Vermögens- oder ausschließlich 
kaufmännischen/betriebswirtschaftlichen Unternehmensberatung, sowie aus dem Erwerb 
oder dem  Handel mit Aktien und sonstigen Wertpapieren. 

  14. wegen Schäden aufgrund der  Ausübung von Tätigkeiten einer Werbe - bzw. 
Marketingagentur 

  15. wegen Schäden aufgrund der Tätigkeit als Host-Provider (Bereithalten fremder Inhalte im 
Internet) bzw. Content-Provider (Bereithalten eigener Inhalte im Internet), sowie der 
Entwicklung, Herstellung und zur Verfügungstellung von Handelsplattformen und/oder 
Marktplätzen im Internet, sowie aus dem Übertragen fremder Inhalte . 

  16. wegen Schäden, für die zu Ihren Gunsten anderweitiger Versicherungsschutz besteht. 
  17. wegen Schäden, die eine versicherte Person durch Gebrauch eines Luft- Wasser- oder 

Kraftfahrzeuges verursacht, oder für die Sie als Halter oder Besitzer eines solchen 
Fahrzeuges, sowie sonstiger Schäden durch solche Fahrzeuge in Anspruch genommen 
werden. Der Gebrauch liegt nicht vor, wenn diese Person weder Halter noch Besitzer des 
Fahrzeugs ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird. Besteht nach 
diesen Bestimmungen für einen Versicherten kein Versicherungsschutz, so gilt dies auch für 
alle anderen Versicherten. Von diesem Ausschluss ausgenommen ist der Gebrauch von Kfz 
gemäß Kapitel II Ziffer 3 Nr. 6. 

  18. - aus der Planung oder Konstruktion von Tätigkeiten oder Leistungen an, Herstellung oder 
Lieferung von Kraft-, Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen (auch Soft- oder Hardware) 
dieser, oder Teilen, die für den Bau von Kraft-, Luft- oder Raumfahrzeugen  oder den 
Einbau in diese bestimmt sind, sowie Anlagen (auch Soft- oder Hardware ) zur Steuerung 
oder Überwachung des Luft- oder Raum verkehrs 

  - aus der Beratung  über An- oder Verwendung, Erstellung oder Lieferung von Software oder 
Hardware sowie aus Arbeiten oder sonstigen Leistungen im Zusammenhang mit Software 
oder Hardware für Kraft-, Luft- oder Raumfahrzeuge, oder Teilen von diesen oder Anlagen 
(auch Soft- oder Hardware) zur Steuerung oder Überwachung des Luft- oder 
Raumverkehrs 

  19. wegen Schäden aus der Beratung, Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung 
  von, sow ie Tätigkeiten oder Leistungen an kerntechnischen oder atomaren Anlagen (auch 
  Soft- oder Hardware) oder deren Teilen (auch Soft- oder Hardware) dieser, sowie Anlagen 
  (auch Soft- oder Hardware) zur Steuerung und Überwachung dieser  

  20. wegen Schäden aus bau- oder montageleitender, insbesondere planender, beratender,  
prüfender oder gutachterlicher Tätigkeit (Planungshaftpflicht für Bauprojekte). 

  21. wegen Schäden, die direkt oder indirekt auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder 
 asbesthaltige Erzeugnisse zurückzuführen sind. 

  22. aus Lieferung, Leistung und Tätigkeit im oder für den Wehr- oder Militärbereich 
 
3. Abweichend zu § 4 AHB sind zusätzlich Haftpflichtansprüche ausgeschlossen,  die direkt oder 
 indirekt verursacht oder vergrößert werden durch oder im Zusammenhang stehen mit: 
 

   3 .1.  - Krieg, Invasion, Feindhandlungen oder Feindseligkeiten. Eine Kriegserklärung ist nicht 
    notwendig. 

     - Bürgerkrieg, R ebellion, Revolution, Aufstand, innere Unruhen, militärische oder 
  widerrechtliche Machtergreifung, Kriegsrecht oder Konfiszierung auf Anor dnung 

irgendeiner Regierung oder Behörde 
   3 .2. Terrorismus, einer Terrordrohung oder Angst vor einem tatsächlichen bzw. vermeintlichen 
   Terrorakt.  
 

   Terrorismus bzw. Terrorakte sind jegliche Handlungen von Personen oder 
Personengruppen zur Erreichung politischer, religiöser, ethnischer, ideologischer oder 
ähnlicher Ziele, die geeignet sind, Angst und Schrecken in der Bevölkerung oder Teilen der 
Bevölkerung zu verbreiten und dadurch auf eine Regierung oder staatliche Einrichtungen 
Einfluss nehmen oder zu nehmen versuchen. 
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IV. BEITRAGSBERECHNUNG 
 
Ergänzend zu § 8 Abs. II AHB errechnet sich die Prämie aus der Multiplikation des im 
Versicherungsschein spezifizierten Faktors  mit Ihrem auf volle Taus end Euro aufgerundeten 
Gesamtjahresumsatz. Der Gesamtjahresumsatz ist der Jahresumsatz ohne Mehrwertsteuer, 
einschließlich des Jahresumsatzes aller Subunternehmer und mitversicherten Unternehmen 
(konsolidierter Umsatz). Der Faktor ermittelt sich durch den von Ihnen genannten 
Gesamtjahresumsatz und dessen prozentuale Aufteilung auf die Tätigkeits- und Einsatzbereiche. Sie  
sind verpflichtet, uns innerhalb von drei Monaten nach Hauptfälligkeit des  Vertrages Ihren  
Gesamtumsatz sowie Änderungen Ihrer Tätigkeit und der Einsatzbereiche Ihres Unternehmens im 
abgelaufenen Versicherungsjahr mitzuteilen. Zur Ermittlung etwaiger Änderungen erhalten Sie neben 
der Folgerechnung einen Prämienregulierungsbogen. Anhand der dort gemachten Angaben wird der 
Faktor neu ermittelt. Ihre Versicherungsprämie wird anhand dieses  neuen Faktors für das vergangene 
Versicherungsjahr sowie für das aktuelle Versicherungsjahr neu kalkuliert und korrigiert. 
 
 
V.  SONSTIGES 

 
1. Schiedsgerichtsverfahren 

Schiedsgerichtsverfahren durch von Ihnen benannte Schiedsrichter beeinträchtigen den 
Versicherungsschutz nicht, wenn uns die Mitwirkung daran ermöglicht wird. 

2.  Maklerklausel 
Die im Laufe der Vertragsdauer Ihnen obliegenden Anzeigen und Willenserklärungen sowie 
Zahlungen gelten als uns zugegangen, wenn sie bei dem im Versicherungsschein angegebenen 
Makler eingegangen sind. Der Makler hat die Pflicht zur unverzüglichen Weiterleitung. 

3.  Salvatorische Klausel 
Soweit nicht in den vorstehenden Versicherungsbedingungen abweichendes vereinbart ist, gelten 
die gesetzlichen Vorschriften, insbesondere das VVG. 

 
 

VI. SCHADENFALL 
 
Gem. § 5 Nr. 2 AHB sind Sie verpflichtet uns jeden Versicherungsfall unverzüglich, d.h. spätestens 
innerhalb einer Woche schriftlich anzuzeigen. Für diese Anzeige im Versicherungsfall stehen wir Ihnen 
unter folgender Adresse zur Verfügung: 
 

HISCOX AG 
Oberanger 28 

D-80331 München 
Telefon: 0049 - (0)89 - 54 58 01-0 

Fax: 0049 - (0)89 - 54 58 01-1912 bzw. -11 
 
 

VII.  VERSICHERER UND BESCHWERDEN 
 
1.  VERSICHERER 
 

HISCOX Insurance Company Ltd. 
Niederlassung für die Bundesrepublik Deutschland 
Hauptbevollmächtigter für Deutschland: 
Joachim Leuther 
Oberanger 28 
D-80331 München 
 

2. VERTRAGSVERWALTUNG 
 
 HISCOX AG 
 Oberanger 28 
 D-80331 München 
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3.  BESCHWERDEN 
 Beschwerden können außer an uns auch an folgende Aufsichtsbehörden gerichtet werden: 
 
 Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
 Bereich Versicherungen 

Graurheindorfer Str. 108 
D-53117 Bonn 
Telefon : 0049-228-4108-0 
Fax: 0049-228-4108-1550 
E-Mail: poststelle@bafin.de 
 
oder 
 
FSA Financial Service Authority 
25, The North Colonnade 
Canary Wharf 
GB-London E14 5HS 
Telefon: 0044-20-7066 -1000 
Fax: 0044-20-7066 -1099 
E-Mail: consumerhelp@fsa.gov.uk 
 
oder 
 
The Insurance Ombudsman Bureau, 
City Gate One, 
135, Park Street, 
GB-London SE1 9EA 
Telefon: 0044-171-928 -4488 
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VIII. BBR PHV BESONDERE BEDINGUNGEN UND RISIKOBESCHREIBUNGEN 
ZUR HAFTPFLICHT-VERSICHERUNG FÜR PRIVATPERSONEN  

 
1. VERSICHERTE PERSONEN 
 

Vom Versicherungsschutz umfasst sind auf Grundlage der AHB und dieser BBR PHV, zwei  
Geschäftsführer/Inhaber/Vorstände, sofern im Versicherungsschein namentlich benannt und 
alle mit diesen in häuslicher Gemeinschaft lebenden Personen. Deren volljährige Kinder sind 
auch an anderen Orten mitversichert, wenn sie sich in Ausübung des Wehr - oder Zivildienstes, 
in der Ausbildung oder im Studium befinden. Der Versicherungsschutz besteht bis zur 
Beendigung des jeweiligen Dienstverhältnisses, längstens jedoch bis zur Beendigung dieses 
Versicherungsvertrages. Versicherungsschutz fü r weitere Geschäftsführer/Inhaber/Vorstände 
kann gesondert beantragt werden. 
Darüber hinaus erstreckt sich der Versicherungsschutz auch auf in deren Haus beschäftigte 
Personen gegenüber Dritten aus ihrer Tätigkeit heraus, die bei Ausführung der vertraglich en 
Pflichten entstehen. § 4 Abs. II Nr. 2a AHB findet hier keine Anwendung. 
Im Rahmen der Haus- und Grundbesitzerhaftpflicht ist der frühere Besitzer aus § 836 Abs. 2 
BGB mitversichert, wenn die Versicherung bis zum Besitzwechsel bestand. 

 
2. VERSICHERUNGSSCHUTZ UND - UMFANG 
 

Wir gewähren obigen Privatpersonen Versicherungsschutz für den Fall, dass diese aufgrund 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhaltes von einem Dritten auf 
Schadenersatz in Anspruch genommen werden. Als versichert gelten während der Wirksamkeit 
des Vertrages eintretende Schadenereignisse, die Personen-, Sach - oder Vermögensschäden 
zur Folge haben. 
Unsere Leistungspflicht umfasst neben der Prüfung der Haftpflichtfrage die Regulierung 
berechtigter und die Abwehr unberechtigter Ansprüche. Unsere Verpflichtung gilt mit dem 
Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Betrag bei einem inländischen Geldinstitut zur Zahlung 
angewiesen wurde. 

 
Wir leisten für folgende Haftpflichtansprüche Dritter, die gegen unter Kapitel VIII Ziffer 1 BBR 
PHV genannte Privatpersonen gerichtet werden: 

 
 1. aus der Vermietung deren eigener bebauter sowie unbebauter Grundstücke oder 
  Räumlichkeiten zur privaten Nutzung Dritter bis zu einem Jahresnettomietwert von 
  € 25.000  (Haus- und Grundbesitzerhaftpflicht). 
 2. wegen des Abhandenkommens oder des Verlustes von fremden Schlüsseln bis 
  € 8.000. 
 3. aus der Bauherrenhaftpflicht bis zu einer Bausumme von € 50.000. 

 4. aus der Gewässerschadenhaftpflicht für Anlagen zur Lagerung  gewässerschädlicher 
  Stoffe, sowie deren  Verwendung bis zu einem Gesamtfas sungsvolumen von maximal 
  10.000 Liter. Hierbei sind auch Schäden, die durch den bestimmungswidrigen Austritt von 
  gewässerschädlichen Stoffen aus der Anlage an Ihren unbeweglichen Sachen (jedoch 
  nicht an der Anlage selbst) entstehen, eingeschlossen. Rettungskosten sind bereits dann 
  mitversichert, wenn der Eintritt des Schadensereignisses ohne Einleitung von Rettungs - 
  maßnahmen als unvermeidbar anzusehen ist. Zu den Rettungskosten zählen auch 
  Aufwendungen zur Wiederherstellung des Zustandes von Grundstücks - und Gebäude- 
  teilen (auch Ihre eigenen), wie er vor Beginn der Rettungsmaßnahmen bestand. Der 
  Rechtsgrund aus dem Sie verpflichtet werden diese Kosten zu zahlen ist hierbei 
  unerheblich. 

 
 Vorsorge 

Wir gewähren obigen Privatpersonen Versicherungsschutz für Erhöhungen, Erweiterungen 
oder neu hinzukommende Risiken, sofern diese nicht unter die in diesem Vertrag genannten 
Ausschlüsse fallen. Diese Risiken sind aber nur versichert, wenn obige Privatpersonen uns 
jedes neu eingetretene Risiko spätestens drei Monate nach Aufforderung anzeigen. Sollten 
diese unserer Aufforderung nicht fristgemäß nachkommen, entfällt der Versicherungsschutz 
rückwirkend. 
 

 Geltungsbereich 
Wir bieten obigen Privatpersonen weltweit nach jeweils gültigem Recht 
Versicherungsschutz. In den USA und Kanada sind die Haus- und Grundbesitzerhaftpflicht, 
die Gewässerschadenhaftpflicht und die Bauherrenhaftpflicht ausgeschlossen. 
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3. AUSSCHLÜSSE 
 
 Abweichend zu § 4 AHB, sind insbesondere zusätzlich ausgeschlossen: 
 
 1. Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden vorsätzlich herbeigeführt 

haben; 
2. Schadensersatzansprüche der in diesem Vertrag versicherten Personen untereinander; 
3. Schadensersatzansprüche, die aus den Gefahren eines Betriebes, Gewerbes, Berufes, 

Dienstes, Amtes oder einer verantwortlichen Betätigung in Vereinigungen aller Art 
entstehen; 

4. Schäden, die durch obige Privatperson oder eine mitversicherte Person vorsätzlich oder 
in Zusammenhang mit strafbaren Handlungen herbeigeführt wurden; 

5. Schäden durch Abnutzung oder Verschleiß an fremden Sachen, die sich im Besitz einer 
versicherten Person befinden, von ihr durch verbotene Eigenmacht erlangt oder ihr zum 
Gebrauch überlassen wurden; 

6. Schadensersatzansprüche aus der Ausübung von Jagd; 
7. Schäden infolge der Teilnahme an Pferde-, Rad- oder Kraftfahrzeugrennen, Box- oder 

Ringkämpfen sowie den Vorbereitungen hierzu; 
8. Schadensersatzansprüche, soweit es sich um Personenschäden von mitversicherten  
 Personen, um  Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten von Personen in Ihrem Haushalt 

gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt, oder die unmittelbar oder mittelbar auf der 
Übertragung von Krankheiten oder Viren beruhen; 

9. Ansprüche aus dem Abhandenkommen von fremden Sachen, ausgenommen fremden 
Schlüsseln; 

  10. Vermögensschäden, die aus planender, beratender, prüfender oder gutachtlicher 
Tätigkeit sowie Tätigkeiten im Zusammenhang mit Datenverarbeitung, Übersetzung, 
Geld-, Kredit-, Versicherungs -, Grundstücks-, Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen 
Geschäften aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus Kassenführung sowie Untreue und 
Unterschlagung, Nichteinhaltung von Fristen und Terminen resultieren; 

  11. Ansprüche vertraglicher Art generell. 
Mitversichert sind jedoch die von obigen Privatpersonen im Rahmen von Mietverträgen 
des privaten Bereiches übernommenen vertraglichen Pflichten, soweit sie die gesetzliche 
Haftpflicht Dritter nicht übersteigen, wie z.B. Streupflicht, Schneeräumen, Reinigung, 
Instandhaltung. 

  12. Schadensersatzansprüche, die sich ergeben aus der Haftung von: 
 - Betreibern und Inhabern von Anlagen zur Lagerung gewässerschädlicher Stoffe mit 

einem Gesamtfassungsvolumen von über 10.000 Liter; 
 - Haus- und Grundbesitzern ab einem Jahresnettomietwert von € 100.000 
 - Bauherrn ab einer Bausumme von € 50.000  
 sowie 
 Schadenersatzansprüche, die gegen obige Privatperson oder eine mitversicherte Person 
 als Eigentümer, Besitzer, Halter oder Führer von: 
 - Kraftfahrzeugen aller Art und deren Anhänger, für die nach §18 StVZO 

(Straßenverkehrs -Zulassungs-Ordnung) bei Inbetriebnahme auf öffentlichen Straßen 
eine Zulassungspflicht bestehen würde, geltend gemacht werden 

 - Luftfahrzeugen, die durch Motoren oder Treibsätze angetrieben werden, deren 
Fluggewicht 5 kg übersteigt und für die eine Versicherungspflicht besteht, geltend 
gemacht werden 

 - Wasserfahrzeugen mit einer Gesamtlänge von mehr als 6 Metern und einer 
Motorleistung von mehr als 25 kW wegen Schäden durch deren Gebrauch geltend 
gemacht werden. 

 
4. DECKUNGSSUMMEN/SELBSTBEHALT 
 
4.1 Für diese BBR PHV gilt ein genereller Selbstbehalt in Höhe von € 250 ,00 je Schadenereignis.  

Die von uns zu leistende Zahlung reduziert sich um diesen Selbstbehalt. Bei Personenschäden 
wird kein Selbstbehalt abgezogen . 

4.2 Die Versicherungshöchstsumme je Schadenereignis beträgt: 
€ 2.500.000 ,00  pauschal für Personen- und Sachschäden  
€  250.000 ,00 für Vermögensschäden     
Für den Fall, dass mehrere Schadenereignisse innerhalb eines Versicherungsjahres auftreten, 
beträgt der während eines Versicherungsjahres zu erstattende Jahreshöchstbetrag maximal das 
Doppelte (2fach maximiert) der in Satz 1 aufgeführten Deckungssummen. 
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Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) 
 
1. Der Versicherungsschutz 
 
§ 1 Gegenstand der Versicherung 
§ 2 Vorsorge-Versicherung 
§ 3 Beginn und Umfang des Versicherungsschutzes, Zahlung des Erstbeitrages  
§ 4 Ausschlüsse 
 
 
2. Der Versicherungsfall 
 
§ 5 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers, Verfahren 
§ 6 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 
 
 
3. Das Versicherungsverhältnis 
 
§ 7 Versicherung für fremde Rechnung, Abtretung des Versicherungsanspruchs  
§ 8 Beitragszahlung, Beitragsregulierung, Beitragsangleichung, Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
§ 9 Vertragsdauer, Kündigung, Betriebsübergang, Wegfall des versicherten Risikos, Doppelversicherung 
§ 10 Verjährung, Klagefrist 
§ 11 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers 
§ 12 Anzuwendendes Recht 
§ 13 Gerichtsstände 
§ 14 Anzeigen und Willenserklärungen  
 
 

I. Der Versicherungsschutz 
 
§ 1 Gegenstand der Versicherung 

1. Der Versicherer gewährt dem Versicherungsnehmer Versicherungsschutz für den Fall, dass er wegen eines 
während der Wirksamkeit der Versicherung eingetretenen Schadenereignisses, das den Tod, die Verletzung oder 
Gesundheitsschädigung von Menschen (Personenschaden) oder die Beschädigung oder Vernichtung von Sachen 
(Sachschaden) zur Folge hatte, für diese Folgen auf Grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen 
privatrechtlichen Inhalts von einem Dritten auf Schadenersatz in Anspruch genommen wird. 

2. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf die gesetzliche Haftpflicht 
a) aus den im Versicherungsschein und seinen Nachträgen angegebenen Eigenschaften, Rechtsverhältnissen 

oder Tätigkeiten des Versicherungsnehmers (versichertes Risiko); 
b) aus Erhöhung oder Erweiterung des versicherten Risikos, soweit sie nicht in dem Halten oder Führen von Luft-, 

Kraft- oder Wasserfahrzeugen (abgesehen von Ruderbooten) bestehen; bei Erhöhungen des übernommenen 
Risikos, die durch Änderung bestehender oder durch Erlass neuer Rechtsnormen eintreten, gilt folgendes: der 
Versicherer ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Monat 
zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an 
ausgeübt wird, in welchem der Versicherer von der Erhöhung der Gefahr Kenntnis erlangt, oder wenn der 
Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Erhöhung bestanden hat.  

c) aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach Abschluss der Versicherung neu entstehen, gemäß § 2 
(Vorsorge-Versicherung). 

3. Der Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinbarung ausgedehnt werden auf die gesetzliche Haftpflicht 
wegen Vermögensschädigung, die weder durch Personenschaden noch durch Sachschaden entstanden ist, sowie 
wegen Abhandenkommens von Sachen. Auf die Versicherung wegen Abhandenkommens von Sachen finden die 
Bestimmungen über Sachschaden Anwendung. 

 
 

§ 2 Vorsorge-Versicherung 

Für die Vorsorge-Versicherung (§ 1 Ziff. 2c) gelten neben den sonstigen Vertragsbestimmungen folgende besondere 
Bedingungen: 
1. Der Versicherungsschutz beginnt sofort mit dem Eintritt eines neuen Risikos, ohne dass es einer besonderen 

Anzeige bedarf. Der Versicherungsnehmer ist aber verpflichtet, auf  Aufforderung des Versicherers, die auch durch 
einen der Prämienrechnung beigedruckten Hinweis erfolgen kann, binnen eines Monats nach Empfang dieser 
Aufforderung jedes neu eingetretene Risiko anzuzeigen. Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige 
Anzeige oder kommt innerhalb Monatsfrist nach Eingang der Anzeige bei dem Versicherer eine Vereinbarung über 
die Prämie für das neue Risiko nicht zustande, so fällt der Versicherungsschutz für dasselbe rückwirkend vom 
Gefahreneintritt ab fort. Tritt der Versicherungsfall ein, bevor die Anzeige des neuen Risikos erstattet ist, so hat der 
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Versicherungsnehmer zu beweisen, daß das neue Risiko erst nach Abschluss der Versicherung und in einem 
Zeitpunkt eingetreten ist, in dem die Anzeigefrist nicht verstrichen war. 

2. Der Versicherungsschutz wird auf den Betrag von 750.000.- € für Personenschäden und 250.000,- € für 
Sachschäden begrenzt, sofern nicht im Versicherungsschein geringere Deckungssummen festgesetzt sind. 

3. Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf Gefahren, welche verbunden sind mit 
a) dem Besitz oder Betrieb von Bahnen, Theatern, Kino- und Filmunternehmungen, Zirkussen und Tribünen, 

ferner von Luft- und Wasserfahrzeugen aller Art (Abgesehen von Ruderbooten) und dem Lenken solcher 
Fahrzeuge sowie der Ausübung der Jagd; 

b) Herstellung, Bearbeitung, Lagerung, Beförderung, Verwendung von und Handel mit explosiblen Stoffen, soweit 
hierzu eine besondere behördliche Genehmigung erforderlich ist; 

c) dem Führen und Halten von Kraftfahrzeugen. 
 
 
§ 3 Beginn und Umfang des Versicherungsschutzes, Zahlung des Erstbeitrages 

I. 1. Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der 
 Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig zahlt.  
2. Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungssteuer, die der Versicherungsnehmer in der 

jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten hat. 
 
II. 1. Der erste oder einmalige Beitrag wird - wenn nichts anderes vereinbart ist - sofort nach Abschluss des 

 Vertrages fällig. 
 
  Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach Erhalt des Versicherungsscheins und der 
  Zahlungsaufforderung (sowie nach Ablauf der im Versicherungsschein genannten Widerspruchsfrist  
  von 14 Tagen) erfolgt. 
  Ist Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des ersten 
  Jahresbeitrags. 
 

2. Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Betrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem 
späteren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. 

3. Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer 
vom Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Es gilt als Rücktritt, wenn der Versicherer 
den ersten oder einmaligen Beitrag nicht innerhalb von drei Monaten nach Abschluss des Vertrages 
gerichtlich geltend macht. 

4. Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der 
Beitrag zu dem im Versicherungsschein angegebenen Fälligkeitstag eingezogen werden kann und der 
Versicherungsnehmer einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht. 

 
 Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht  
 eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer 
 schriftlichen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt. 
 
 Hat der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass der Beitrag wiederholt nicht eingezogen werden kann, ist 
 der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. 

 
III. 1. Die Leistungspflicht des Versicherers umfasst die Prüfung der Haftpflichtfrage, die Abwehr unberechtigter 

 Ansprüche sowie den Ersatz der Entschädigung, welche der Versicherungsnehmer aufgrund eines  von 
 dem Versicherer abgegebenen oder genehmigten Anerkenntnisses, eines von ihm geschlossenen oder 
 genehmigten Vergleichs oder einer richterlichen Entscheidung zu zahlen hat. Steht die Verpflichtung des 
 Versicherers zur Zahlung fest, ist die Entschädigung binnen zwei Wochen zu leisten. Wird in einem 
 Strafverfahren wegen eines Schadenereignisses, das einen unter den Versicherungsschutz fallenden 
 Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann, die Bestellung eines Verteidigers für den Versicherungsnehmer 
 von dem Versicherer gewünscht oder genehmigt, so trägt der Versicherer die gebührenordnungsmäßigen, 
 gegebenenfalls die mit ihm besonders vereinbarten höheren Kosten des Verteidigers. Hat der 
 Versicherungsnehmer für eine aus einem Versicherungsfall geschuldete Rente kraft Gesetzes Sicherheit 
 zu leisten oder is t ihm die Abwendung der Vollstreckung einer gerichtlichen Entscheidung durch 
 Sicherheitsleistung oder Hinterlegung nachgelassen, so ist der Versicherer an seiner Stelle zur 
 Sicherheitsleistung oder Hinterlegung verpflichtet. 
2.  Für den Umfang der Leistung des Versicherers bilden die im Versicherungsschein angegebenen 
 Versicherungssummen die Höchstgrenze bei jedem Schadenereignis. Dies gilt auch dann, wenn sich der 
 Versicherungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige Personen erstreckt. Mehrere zeitlich 
 zusammenhängende Schäden aus derselben Ursache oder mehrere Schäden aus Lieferung der gleichen 
 mangelhaften Waren gelten als ein Schadenereignis. Es kann vereinbart werden, dass sich der 
 Versicherungsnehmer bei jedem Schadenereignis mit einem im Versicherungsschein festgelegten Betrag 
 an einer Schadenersatzleistung selbst beteiligt. Ferner kann vereinbart werden, dass der Versicherer 
 seine Gesamtleistung für alle Schadenereignisse eines Versicherungsjahres auf ein Mehrfaches der 
 vereinbarten Versicherungssumme begrenzt. 
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3.  Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit über den Anspruch zwischen dem  
 Versicherungsnehmer und dem Geschädigten oder dessen Rechtsnachfolger, so führt der Versicherer den 
 Rechtsstreit im Namen des Versicherungsnehmers auf seine Kosten. 
4. Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden nicht als Leistungen auf die Versicherungssumme 
 angerechnet (vgl. aber Ziff. IV 1). 

IV. 1.  Übersteigen die Haftpflichtansprüche die Versicherungssumme, so hat der Versicherer die Prozesskosten 
 nur im Verhältnis der Versicherungssumme zur Gesamthöhe der Ansprüche zu tragen, und zwar auch 
 dann, wenn es sich um mehrere aus einem Schadenereignis entstehende Prozesse handelt. Der 
 Versicherer ist in solchen Fällen berechtigt, durch Zahlung der Versicherungssumme und seines der 
 Versicherungssumme entsprechenden Anteils an den bis dahin erwachsenen Kosten sich von weiteren 
 Leistungen zu befreien. 
2.  Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Rentenzahlungen zu leisten und übersteigt der 

Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme oder den nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen aus 
dem Versicherungsfall noch verbleibenden Restbetrag der Versicherungssumme, so wird die zu leistende 
Rente nur im Verhältnis der Versicherungssumme bzw. ihres Restbetrages zum Kapitalwert der Rente 
vom Versicherer erstattet. Der Kapitalwert wird aufgrund der Allgemeinen Sterbetafeln für Deutschland mit 
Erlebensfallcharakter 1987 R Männer und Frauen und unter Zugrundelegung des Rechungszinses, der die 
tatsächlichen Kapitalmarktzinsen in Deutschland berücksichtigt, berechnet. Hierbei wird der arithmetische 
Mittelwert über die jeweils letzten 10 Jahre der Umlaufrenditen der öffentlichen Hand, wie sie von der 
Deutschen Bundesbank veröffentlicht werden, zugrunde gelegt. Nachträgliche Erhöhungen oder 
Ermäßigungen der Rente werden zum Zeitpunkt des ursprünglichen Rentenbeginns mit dem Barwert einer 
aufgeschobenen Rente nach der genannten Rechnungsgrundlage berechnet. Für die Berechnung von 
Waisenrenten wird das 18. Lebensjahr als frühestes Endalter vereinbart. Für die Berechnung von 
Geschädigtenrenten wird bei unselbständig Tätigen das vollendete 65. Lebensjahr als Endalter vereinbart, 
sofern nicht durch Urteil, Vergleich oder eine andere Festlegung etwas anderes bestimmt ist oder sich die 
der Festlegung zugrunde gelegten Umstände ändern. Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der 
Versicherungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen beteiligen muss, wenn der Kapitalwert der Rente 
die Versicherungssumme oder die nach Abzug sonstiger Leistungen verbleibende 
Restversicherungssumme übersteigt, werden die sonstigen Leistungen mit ihrem vollen Betrag von der 
Versicherungssumme abgesetzt. 

3.  Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, 
 Befriedigung oder Vergleich an dem Widerstand des Versicherten scheitert, so hat der Versicherer für 
 den von der Weigerung an entstehenden Mehraufwand an Hauptsache, Zinsen und Kosten nicht 
 aufzukommen. 

 
 
§ 4 Ausschlüsse 

I. Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, bezieht 
sich der Versicherungsschutz nicht auf: 
1. Haftpflichtansprüche, soweit sie aufgrund Vertrags oder besonderer Zusagen über den Umfang der 

gesetzlichen Haftpflicht des Versicherungsnehmers hinausgehen. 
2. Ansprüche auf Gehalt, Ruhegehalt, Lohn und sonstige festgesetzte Bezüge, Verpflegung, ärztliche 

Behandlung im Falle der Dienstbehinderung, Fürsorgeansprüche (vgl. z.B. die §§ 616, 617 BGB; 63 HGB; 
39 und 42 Seem annsgesetz und die entsprechenden Bestimmungen der Gew.-Ordn., Sozialgesetzbuch 
(SGB) VII und des Bundessozialhilfegesetzes) sowie Ansprüche aus Tumultschadengesetzen. 

3. Haftpflichtansprüche  aus im Ausland vorkommenden Schadenereignissen; jedoch sind Ansprüche aus § 
110 SGB VII mitgedeckt. 

4. Haftpflichtansprüche aus Schäden infolge Teilnahme an Pferde-, Rad- oder Kraftfahrzeug-Rennen, Box- 
oder Ringkämpfen sowie den Vorbereitungen hierzu (Training). 

5. Haftpflichtansprüche aus Sachschaden, welcher entsteht durch allmähliche Einwirkung der Temperatur, 
von Gasen, Dämpfen oder Feuchtigkeit, von Niederschlägen (Rauch, Ruß, Staub und dgl.), ferner durch 
Abwässer, Schwammbildung, Senkungen von Grundstücken (auch eines darauf errichteten Werkes oder 
eines Teils eines solchen), durch Erdrutschungen, Erschütterungen infolge Rammarbeiten, durch 
Überschwemmungen stehender oder fließender Gewässer sowie aus Flurschaden durch Weidevieh und 
aus Wildschaden. 

6. Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und allen sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden, wenn 
 
a) der Versicherungsnehmer diese Sachen gemietet, geleast, gepachtet, geliehen oder durch verbotene 

Eigenmacht erlangt hat oder sie Gegenstand eines besonderen Verwahrungsvertrages sind. 
b) die Schäden 

- durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versicherungsnehmers an diesen Sachen 
(Bearbeitung, Reparatur, Beförderung, Prüfung u. dgl.) entstanden sind; bei unbeweglichen 
Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar von 
der Tätigkeit betroffen waren; 

- dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsnehmer diese Sachen zu Durchführung seiner 
gewerblichen oder beruflichen Tätigkeiten (als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablagefläche und 
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dgl.) benutzt hat; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen 
oder Teile von ihnen unmittelbar von der Benutzung betroffen waren; 

- durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versicherungsnehmers entstanden sind und 
sich diese Sachen oder - sofern es sich um unbewegliche Sachen handelt - deren Teile im 
unmittelbaren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben; dieser Ausschluss gilt nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er zum Zeitpunkt der Tätigkeit offensichtlich 
notwendige Schutzvorkehrungen zur Vermeidung von Schäden getroffen hatte. 

  
 Sind die Voraussetzungen der obigen Ausschlüsse in der Person von Angestellten, Arbeitern, 
 Bediensteten, Bevollmächtigten oder Beauftragten des Versicherungsnehmers gegeben, so entfällt 
 gleichfalls der Versicherungsschutz, und zwar sowohl für den Versicherungsnehmer wie für die durch den 
 Versicherungsvertrag etwa mitversicherten Personen. 
 
 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche  

- auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung aus Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf 
 Schadenersatz statt der Leistung; 

- wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nachbesserung durchführen zu können; 
- wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes oder wegen des Ausbleibens des mit 

der Vertragsleistung geschuldeten Erfolges; 
- auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung; 
- auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der Leistung; 
- wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatzleistungen. 

 
 Dies gilt auch dann, wenn es sich um gesetzliche Ansprüche handelt. 

 
7. Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang stehen mit 

energiereichen ionisierenden Strahlen (z.B. von radioaktiven Substanzen, emittierte Alpha-, Beta und 
Gammastrahlen sowie Neutronen oder in Teilchenbeschleunigern erzeugte Strahlen) sowie mit Laser- und 
Maserstrahlen. 

8. Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelteinwirkung auf Boden, Luft oder Wasser (einschließlich 
Gewässer) und alle sich daraus ergebenden weiteren Schäden. 
Dies gilt nicht 
a) im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisiken oder 
b) wenn gegen den Versicherungsnehmer Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelteinwirkung 

erhoben werden, die durch vom Versicherungsnehmer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse (auch 
Abfälle), durch Arbeiten oder sonstige Leistungen nach Ausführung der Leistung oder nach Abschluss 
der Arbeiten entstehen (Produkthaftpflicht), es sei denn, sie resultieren aus der Planung, Herstellung, 
Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung von 
- Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, 

abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen); 
- Anlagen gemäß Anhang 1 oder 2 zum Umwelthaftungsgesetz (Umwelt-HG-Anlagen); 
- Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs - oder 

Anzeigepflicht unterliegen, soweit es sich nicht um WHG- oder Umwelt-HG-Anlagen handelt; 
- Abwasseranlagen  
oder Teilen, die ersichtlich für solche Anlagen bestimmt sind. 

II. Ausgeschlossen von der Versicherung bleiben: 
1. Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden vorsätzlich herbeigeführt haben. Bei der 

Lieferung oder Herstellung von Waren, Erzeugnissen oder Arbeiten steht die Kenntnis von der 
Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit der Waren usw. dem Vorsatz gleich. 

2. Haftpflichtansprüche 
a) aus Schadenfällen von Angehörigen des Versicherungsnehmers, die mit ihm in häuslicher 

Gemeinschaft leben oder die zu den im Versicherungsvertrag mitversicherten Personen gehören; 
b) zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben Versicherungsvertrages; 
c) von gesetzlichen Vertretern geschäftsunfähiger oder beschränkt geschäftsfähiger Personen; 
d) von unbeschränkt persönlich haftenden Gesellschaftern nicht rechtsfähiger Handelsgesells chaften; 
e) von gesetzlichen Vertretern juristischer Personen des privaten oder öffentlichen Rechts sowie nicht 

rechtsfähiger Vereine; 
f) von Liquidatoren. 
Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder 
vergleichbarer Partnerschaften nach dem Recht anderer Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern und –
kinder, Schwiegereltern und –kinder, Stiefeltern und –kinder, Großeltern und Enkel, Geschwister sowie 
Pflegeeltern und –kinder (Personen, die durch ein familienähnliches, auf längere Dauer angelegtes 
Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander verbunden sind). Die Ausschlüsse unter b)-f) erstrecken sich 
auch auf Haftpflichtansprüche von Angehörigen der dort genannten Personen, wenn sie miteinander in 
häuslicher Gemeins chaft leben. 

3. Haftpflichtansprüche, die darauf zurückzuführen sind, dass der Versicherungsnehmer besonders 
gefahrdrohende Umstände, deren Beseitigung der Versicherer billigerweise verlangen konnte und verlangt 
hatte, nicht innerhalb einer angemessenen Frist beseitigte. Ein Umstand, welcher zu einem Schaden 
geführt hat, gilt ohne weiteres als besonders gefahrdrohend. 
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4. Haftpflichtansprüche wegen Personenschaden, der aus der Übertragung einer Krankheit des 
Versicherungsnehmers entsteht, sowie Sachschaden, der durch Krankheit der dem Versicherungsnehmer 
gehörenden, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere entstanden ist, es sei denn, dass der 
Versicherungsnehmer weder vorsätzlich noch grobfahrlässig gehandelt hat. 

5. Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die an den vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auftrag oder 
für seine Rechnung von Dritten) hergestellten oder gelieferten Arbeiten oder Sachen infolge einer in der 
Herstellung oder Lieferung liegenden Ursache entstehen und alle sich daraus ergebenden  
Vermögensschäden. 

 

II. Der Versicherungsfall 
 
§ 5 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers, Verfahren 

1. Versicherungsfall im Sinne dieses Vertrages ist das Schadenereignis, das Haftpflichtansprüche gegen den 
Versicherungsnehmer zur Folge haben könnte. 

2. Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer (§ 14) unverzüglich, spätestens innerhalb einer Woche, schriftlich 
anzuzeigen. Wird ein Ermittlungsverfahren eingeleitet oder ein Strafbefehl oder ein Mahnbescheid erlassen, so hat 
der Versicherungsnehmer dem Versicherer unverzüglich Anzeige zu erstatten, auch wenn er den Versicherungsfall 
selbst bereits angezeigt hat. Macht der Geschädigte seinen Anspruch gegenüber dem Versicherungsnehmer 
geltend, so ist dieser zur Anzeige innerhalb einer Woche nach Erhebung des Anspruchs verpflichtet. Wird gegen 
den Versicherungsnehmer ein Anspruch gerichtlich geltend gemacht, die Prozesskostenhilfe beantragt oder wird 
ihm gerichtlich der Streit verkündet, so hat er außerdem unverzüglich Anzeige zu erstatten. Das Gleiche gilt im Falle 
eines Arrestes, einer einstweiligen Verfügung oder eines Beweissicherungsverfahrens. 

3. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, unter Beachtung der Weisungen des Versicherers nach Möglichkeit für die 
Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen und alles zu tun, was zur Klarstellung des Schadenfalls dient, 
sofern ihm dabei nichts Unbilliges zugemutet wird. Er hat den Versicherer bei der Abwehr des Schadens sowie bei 
der Schadenermittlung und –regulierung zu unterstützen, ihm ausführliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte 
zu erstatten, alle Tatumstände, welche auf den Schadenfall Bezug haben, mitzuteilen und alle nach Ansicht des 
Versicherers für die Beurteilung des Schadenfalls erheblichen Schriftstücke einzusenden. 

4. Kommt es zum Prozess über den Haftpflichtanspruch, so hat der Versicherungsnehmer die Prozessführung dem 
Versicherer zu überlassen, dem von dem Versicherer bestellten oder bezeichneten Anwalt Vollmacht und alle von 
diesem oder dem Versicherer für nötig erachteten Aufklärungen zu geben. Gegen Mahnbescheide oder 
Verfügungen von Verwaltungsbehörden auf Schadenersatz hat er, ohne die Weisung des Versicherers abzuwarten, 
fristgemäß Widerspruch zu erheben oder die erforderlichen Rechtsbehelfe zu ergreifen. 

5. Der Versicherungsnehmer ist nicht berechtigt, ohne vorherige Zustimmung des Versicherers einen 
Haftpflichtanspruch ganz oder zum Teil oder vergleichsweise anzuerkennen oder zu befriedigen. Bei 
Zuwiderhandlungen ist der Versicherer von der Leistungspflicht frei, es sei denn, dass der Versicherungsnehmer 
nach den Umständen die Befriedigung oder Anerkennung nicht ohne offenbare Unbilligkeit verweigern konnte. 

6. Wenn der Versicherungsnehmer infolge veränderter Verhältnisse das Recht erlangt, die Aufhebung oder Minderung 
einer zu zahlenden Rente zu fordern, so ist er verpflichtet, dieses Recht auf seinen Namen von dem Versicherer 
ausüben zu lassen. Die Bestimmung unter Ziffer 3 bis 5 finden entsprechende Anwendung. 

7. Der Versicherer gilt als bevollmächtigt, alle zur Beilegung oder Abwehr des Anspruchs ihm zweckmäßig 
erscheinenden Erklärungen im Namen des Versicherungsnehmers abzugeben. 

 
 
§ 6 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 

I. Wird eine der in § 5 genannten Obliegenheiten oder eine andere im oder nach dem Versicherungsfall zu erfüllende 
Obliegenheit verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz, es sei denn, er hat die 
Obliegenheit weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt. Bei grob fahrlässige Verletzung behält der 
Versicherungsnehmer insoweit seinen  Versicherungsschutz, als die Verletzung weder Einfluss auf die Feststellung 
des Versicherungsfalls noch auf die Bemessung der Leistung gehabt hat.   

 
 Bezweckt die verletzte Obliegenheit die Abwendung oder Minderung des Schadens, behält der 
 Versicherungsnehmer seinen  Versicherungsschutz bei grober Fahrlässigkeit insoweit, als der Umfang des 
 Schadens auch bei Erfüllung der Obliegenheit nicht geringer gewesen wäre.  
 Bei vorsätzlicher Verletzung behält der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz insoweit nur, wenn die 
 Verletzung nicht geeignet war, die Interessen des Versicherers ernsthaft zu beeinträchtigen, oder wenn den 
 Versicherungsnehmer kein erhebliches  Verschulden trifft.   
 
II. Wird eine Obliegenheit, die vor Eintritt des Versicherungsfalles oder zur Gefahrverhütung/- verminderung dem 

Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, verletzt, hat der Versicherungsnehmer keinen Versicherungsschutz, wenn der 
Versicherer von seinem Recht Gebrauch macht, den Vertrag innerhalb eines Monats ab Kenntnis von der 
Obliegenheitsverletzung fristlos zu kündigen. Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht und der 
Versicherungsschutz bleibt bestehen, wenn die Obliegenheitsverletzung unverschuldet war. 
Bezweckte die verletzte Obliegenheit allerdings die Gefahrminderung oder die Verhütung einer Gefahrerhöhung, 
verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz dann nicht, wenn die Verletzung keinen Einfluss auf 
den Eintritt des Versicherungsfalls oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung gehabt hat. 
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III. Das Versicherungsverhältnis 
 
§ 7 Versicherung für fremde Rechnung, Abtretung des Versicherungsanspruchs 

1. Soweit sich die Versicherung auf Haftpflichtansprüche gegen andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst 
erstreckt, finden alle in dem Versicherungsvertrag bezüglich des Versicherungsnehmers getroffenen Bestimmungen 
auch auf diese Personen sinngemäße Anwendung. Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht 
ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu; dieser bleibt neben dem Versicherten für die Erfüllung der 
Obliegenheiten verantwortlich.  

2. Ansprüche des Versicherungsnehmers selbst oder der in § 4 Ziff. II,2 genannten Personen gegen den Versicherten 
sowie Ansprüche von Versicherten untereinander sind von der Versicherung ausgeschlossen. 

3. Die Versicherungsansprüche können vor ihrer endgültigen Feststellung ohne ausdrückliche Zustimmung des 
Versicherers nicht übertragen werden. 

 
 
§ 8 Beitragszahlung, Beitragsregulierung, Beitragsangleichung, Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
 
I. 1.  Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, am Monatsersten des vereinbarten 

Beitragszeitraums fällig. Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungsschein oder in der 
Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt erfolgt. 

2. Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu 
dem im Versicherungsschein angegebenen Fälligkeitstag eingezogen werden kann und der 
Versicherungsnehmer einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht. Konnte der fällige Beitrag ohne 
Verschulden des Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann 
noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer schriftlichen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt. 
Hat der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass der Beitrag wiederholt nicht eingezogen werden kann, ist der 
Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen.  

3. Wird der Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es 
sei denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat. Der Versicherer wird ihn schriftlich zur Zahlung 
auffordern und eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen setzen. Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz 
des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 

4. Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab 
diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung darauf 
hingewiesen wurde.  

5. Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der 
Versicherer den Vertrag kündigen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung darauf 
hingewiesen hat. Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer danach innerhalb eines 
Monats den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang 
der Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz. 

6. Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn 
der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist. Ferner kann der Versicherer für die Zukunft 
jährliche Beitragszahlung verlangen. 

 
II. 1.  Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Erhalt einer Aufforderung des Versicherers, welche auch durch 

einen der Prämienrechnung aufgedruckten Hinweis erfolgen kann, Mitteilung darüber zu machen, ob und 
welche Änderung in dem versicherten Risiko gegenüber den zum Zwecke der Prämienbemessung gemachten 
Angaben eingetreten ist. Diese Anzeige ist innerhalb eines Monats nach Erhalt der Aufforderung zu machen. 
Auf Erfordern des Versicherers sind die Angaben durch die Geschäftsbücher oder sonstige Belege 
nachzuweisen. Unrichtige Angaben zum Nachteil des Versicherers berechtigen diesen, eine Vertragsstrafe in 
dreifacher Höhe des festgestellten Prämienunterschieds vom Versicherungsnehmer zu erheben, sofern 
letzterer nicht beweist, dass die unrichtigen Angaben ohne sein Verschulden gemacht worden sind. 

2.  Aufgrund der Änderungsanzeige oder sonstiger Feststellungen wird die Prämie entsprechend zum 
 Zeitpunkt der Veränderung richtig gestellt. Sie darf jedoch nicht geringer werden als die Mindestprämie, die 
nach dem Tarif des Versicherers zur Zeit des Versicherungsabschlusses galt. Alle entsprechend § 8 Ziff. III 
nach dem Versicherungsabschluss eingetretenen Erhöhungen oder Ermäßigungen der Mindestprämie werden 
 berücksichtigt. Beim Fortfall eines Risikos wird die etwaige Minderprämie vom Eingang der Anzeige ab 
 berechnet. 

3.  Unterlässt es der Versicherungsnehmer, die obige Anzeige rechtzeitig zu erstatten, so kann der Versicherer 
 für die Zeit, für welche die Angaben zu machen waren, an Stelle der Prämienregulierung (Ziff. II, 1) als 
 nachzuzahlende Prämie einen Betrag in Höhe der für diese Zeit bereits gezahlten Prämie verlangen. Werden 
 die Angaben nachträglich, aber noch innerhalb zweier Monate nach Empfang der Aufforderung zur 
 Nachzahlung gemacht, so ist der Versicherer verpflichtet, den etwa zu viel gezahlten Betrag der Prämie 
 zurückzuerstatten. 
4.  Die vorstehenden Bestimmungen finden auch auf Versicherungen mit Prämienvorauszahlung für mehrere 
 Jahre Anwendung. 

III. 1.  Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt zum 1. Juli eines jeden Jahres, um welchen Prozentsatz sich der 
Durchschnitt der Schadenzahlungen, welche die zum Betrieb der Allgemeinen Haftpflichtversicherung 
zugelassenen Versicherer im vergangenen Kalenderjahr geleistet haben, gegenüber dem vorvergangenen Jahr 
erhöht oder vermindert hat. Den ermittelten Prozentsatz rundet er auf die nächstniedrigere durch fünf teilbare 
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ganze Zahl ab. Als Schadenzahlungen gelten auch die speziell durch den einzelnen Schadenfall veranlassten 
Ausgaben für die Schadenermittlung, die aufgewendet worden sind, um die Versicherungsleistungen dem 
Grunde und der Höhe nach festzustellen. Als Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres gilt die 
Summe der in diesem Jahr geleisteten Schadenzahlungen geteilt durch die Anzahl der im gleichen Zeitraum 
neu angemeldeten Schadenfälle. 

2.  Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle einer Verminderung verpflichtet, die 
 Folgejahresprämie um den sich aus Ziffer 1 Abs. 1 Satz 2 ergebenden Prozentsatz zu verändern 
 (Prämienangleichung). Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Versicherers in jedem der letzten 
 fünf Kalenderjahre um einen geringeren Prozentsatz als denjenigen erhöht, den der Treuhänder jeweils für 
 diese Jahre nach Ziffer 1 Abs. 1 Satz 1 ermittelt hat, so darf der Versicherer die Folgejahresprämie nur um den 
 Prozentsatz erhöhen, um den sich der Durchschnitt seiner Schadenzahlungen nach seinen 
 unternehmenseigenen Zahlen im letzten Kalenderjahr erhöht hat; diese Erhöhung darf diejenige nicht 
 überschreiten, die sich nach dem vorstehenden Absatz ergeben würde. 
3.  Liegt die Veränderung nach Ziffer 1 Abs. 1 oder Ziffer 2 Abs. 2 unter fünf Prozent, so entfällt eine 
 Prämienangleichung. Diese Veränderung ist jedoch in den folgenden Jahren zu berücksichtigen. 
4.  Die Prämienangleichung gilt für die vom 1. Juli an fälligen Folgejahresprämien. Sie wird dem 
 Versicherungsnehmer mit der Prämienberechnung bekannt gegeben. 
5 Soweit die Folgejahresprämie nach Lohn-, Bau- oder Umsatzsumme berechnet wird, findet keine 

Prämienangleichung statt. 
IV. Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, nur 

Anspruch auf den Teil des Beitrages, der der abgelaufenen Vertragszeit entspricht. Bei vollständigem oder 
teilweisen Wegfall versicherter Risiken gilt:  

 Dem Versicherer steht der Beitrag zu, den er hätte erheben können, wenn die Versicherung dieser Risiken nur bis 
 zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem er vom Wegfall Kenntnis erlangt.  
 
 
§ 9 Vertragsdauer, Kündigung, Betriebsübergang, Wegfall des versicherten Risikos, Doppelversicherung 
 
I. 1. Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit abgeschlossen.  
 2. Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht 
  dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine  
  Kündigung zugegangen ist. 
 3. Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, 
  zum vorgesehenen Zeitpunkt.  
II. 1.  Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsangleichung gemäß § 8 Ziff. III 2, ohne dass sich der Umfang des 

Versicherungsschutzes ändert, kann der Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag innerhalb eines 
Monats  nach Zugang der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zu dem 
Zeitpunkt kündigen, in dem die Beitragserhöhung wirksam werden sollte. Eine Erhöhung der 
Versicherungsteuer begründet kein Kündigungsrecht. 

 2. Das Versicherungsverhältnis kann ferner gekündigt werden, wenn von dem Versicherer aufgrund eines  
  Versicherungsfalls eine Schadenersatzzahlung geleistet oder der Haftpflichtanspruch rechtshängig geworden ist 
  oder der Versicherer die Leistung der fälligen Entschädigung verweigert hat. 
 3. Die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens einen Monat nach der Schadenzahlung oder der  
  Rechtshängigkeit des Haftpflichtanspruchs oder der Leistungsverweigerung des Versicherers zugegangen sein. 
 4. Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach dem Zugang beim Versicherer wirksam. 
  Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt,  
  spätestens jedoch zum Ende des laufenden Versicherungsjahres wirksam wird. Eine Kündigung des  
  Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 
 5. Wird der Vertrag gekündigt, hat der Versicherer nur Anspruch auf den Teil des Beitrags, der der abgelaufenen 
  Vertragszeit entspricht.  

6. Bei einer Vertragsdauer von mehr als fünf Jahren kann der Vertrag schon zum Ablauf des fünften Jahres oder 
 jedes darauf folgenden Jahres gekündigt werden; die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens drei 
 Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres zugegangen sein. 

III. 1. Wird ein Unternehmen, für das eine Betriebshaftpflichtversicherung besteht, an einen Dritten veräußert, tritt 
  dieser an Stelle des Versicherungsnehmers in die während der Dauer seines Eigentums aus dem  
  Versicherungsverhältnis sich ergebenden Rechte und Pflichten ein. Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen 
  aufgrund eines Nießbrauchs, eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen Verhältnisses von einem Dritten  
  übernommen wird. 
 
 2. Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle  
  -  durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer Frist von einem Monat,  
  - durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofortiger Wirkung oder auf den Schluss der laufenden 
     Versicherungsperiode gekündigt werden. 
 
 3. Das Kündigungsrecht erlischt, 
  -  wenn der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausübt, in welchem er vom  
       Übergang auf den Dritten Kenntnis erlangt;  
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  -  wenn der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem Übergang ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis 
     zum Ablauf eines Monats von dem Zeitpunkt an bestehen bleibt, in dem der Dritte von der Versicherung  
     Kenntnis erlangt. 
 4. Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer laufenden Versicherungsperiode, haften der bisherige  
  Versicherungsnehmer und der Dritte für den Versicherungsbeitrag dieser Periode als Gesamtschuldner.   
 5. Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer durch den bisherigen Versicherungsnehmer oder den 
  Dritten unverzüglich anzuzeigen. Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht kein  
  Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem die 
  Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen, es sei denn, diese Rechtsfolge steht außer Verhältnis zur 
  Schwere des Verstoßes. 
  Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzeigepflicht nicht weg, wenn dem Versicherer die  
  Veräußerung in dem Zeitpunkt bekannt war, in dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen. 
  Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für alle Versicherungsfälle, die frühestens einen Monat 
  nach dem Zeitpunkt eintreten, in dem der Versicherer von der Veräußerung Kenntnis erlangt. Dies gilt nur, 
  wenn der Versicherer in diesem Monat von seinem Kündigungsrecht keinen Gebrauch gemacht hat. 
 
IV. Wenn versicherte Risiken vollständig und dauernd in Wegfall kommen, so erlischt die Versicherung bezüglich 

dieser Risiken. 
 
V. 1. Eine Doppelversicherung liegt vor, wenn ein Interesse gegen dieselbe Gefahr in mehreren 

Versicherungsverträgen versichert ist.  
  
 2. Wenn eine Doppelversicherung zustande gekommen ist, ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, 
  kann er die Aufhebung des später geschlossenen Vertrages verlangen. 
 
 3. Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versicherungsnehmer es nicht unverzüglich geltend macht,  
  nachdem er von der Doppelversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird mit dem Ablauf der  
  Versicherungsperiode wirksam, in der sie verlangt wird. 
 
 
§ 10 Verjährung, Klagefrist 

1. Die Ansprüche aus diesem Versicherungsvertrag verjähren in zwei Jahren. Die Frist beginnt mit dem Schluss des 
Jahres, in welchem die Leistung verlangt werden kann. Ist ein Anspruch des Versicherungsnehmers bei dem 
Versicherer angem eldet worden, zählt der Zeitraum von der Anmeldung bis zum Zugang der schriftlichen 
Entscheidung des Versicherers bei der Fristberechnung nicht mit. 

 
 
2. Hat der Versicherer den Versicherungsschutz abgelehnt, so besteht kein Anspruch auf Versicherungsschutz, wenn 

der Versicherungsnehmer diesen nicht innerhalb von sechs Monaten gerichtlich geltend macht. Die Frist beginnt mit 
dem Zugang der schriftlichen Ablehnung des Versicherers. Die Rechtsfolgen der Fristversäumnis treten nur ein, 
wenn der Versicherer dabei auf die Notwendigkeit der fristgerechten gerichtlichen Geltendmachung hingewiesen 
hat.   

 
 
§ 11 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers 
 
I. 1. Der Versicherungsnehmer oder sein Bevollmächtigter sind verpflichtet, dem Versicherer bei Abschluss des 

Vertrages alle ihm bekannten gefahrerheblichen Umstände schriftlich, wahrheitsgemäß und vollständig 
anzuzeigen, insbesondere die im Versicherungsantrag gestellten Fragen ebenso zu beantworten. 
Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den Entschluss des Versicherers Einfluss 
auszuüben, den Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen. Ein Umstand, nach dem 
der Versicherer ausdrücklich und schriftlich gefragt hat, gilt im Zweifel als gefahrerheblich. 

  
 2. Wird der Vertrag von einem Bevollmächtigten des Versicherungsnehmers oder von einem Vertreter ohne  
  Vertretungsvollmacht geschlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand, muss sich der  
  Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als habe er selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig  
  verschwiegen. 
 
II. 1. Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheblichen Umständen berechtigen den Versicherer, 
  vom Versicherungsvertrag zurückzutreten. Dies gilt auch dann, wenn ein Umstand nicht oder unrichtig 
  angezeigt wurde, weil sich der Versicherungsnehmer der Kenntnis der Wahrheit arglistig entzogen hat. Der 
  Rücktritt kann nur innerhalb eines Monats erfolgen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Versicherer 
  von der  Verletzung der Anzeigepflicht Kenntnis erlangt. Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung gegenüber dem 

 Versicherungsnehmer. 
 
 2. Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn er die nicht angezeigten gefahrerheblichen Umstände oder deren 
  unrichtige Anzeige kannte. Dasselbe gilt, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die unrichtigen oder 
  unvollständigen Angaben weder von ihm noch von seinem Bevollmächtigten schuldhaft gemacht wurden.  
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  Hatte der Versicherungsnehmer die gefahrerheblichen Umstände anhand schriftlicher vom Versicherer gestellter 
  Fragen anzuzeigen, kann der Versicherer wegen einer unterbliebenen Anzeige eines Umstands, nach dem nicht 
  ausdrücklich gefragt worden ist, nur zurücktreten, wenn dieser Umstand entweder vom Versicherungsnehmer 
  oder von dessen Bevollmächtigtem arglistig verschwiegen wurde. 
 
 3. Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 
  Ist der Versicherungsfall bereits eingetreten, darf der Versicherer den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn 
  der Versicherungsnehmer nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder auf den 
  Eintritt des Versicherungsfalles noch auf den Umfang der Leistung Einfluss gehabt hat. Im Fall des Rücktritts 
  sind Versicherer und Versicherungsnehmer verpflichtet, die empfangenen Leistungen zurückzugewähren; eine 
  Geldsumme ist vom Zeitpunkt des Empfanges an zu verzinsen. Der Versicherer behält aber seinen Anspruch auf 
  den Teil des Beitrages, der der im Zeitpunkt des Rücktritts abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 
 
III. Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil eine Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers 
 ohne Verschulden verletzt wurde, hat der Versicherer, falls für die höhere Gefahr ein höherer Beitrag 
 angemessen ist, auf diesen Beitrag ab Beginn der laufenden Versicherungsperiode Anspruch. Das gleiche gilt, 
 wenn bei Abschluss des Vertrages ein für die Übernahme der Gefahr erheblicher Umstand dem Versicherer 
 nicht angezeigt worden ist, weil er dem Versicherungsnehmer nicht bekannt war. 
 Wird die höhere Gefahr nach den für den Geschäftsbetrieb des Versicherers maßgebenden Grundsätzen auch 
 gegen einen höheren Beitrag nicht übernommen, kann der Versicherer den Versicherungsvertrag unter 
 Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Monat, nachdem der Versicherer von der Anzeigepflichtverletzung 
 Kenntnis erlangt hat, kündigen. Die Kündigung wird einen Monat nach ihrem Zugang beim 
 Versicherungsnehmer wirksam.  
 Das Recht auf Beitragserhöhung oder Kündigung erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats von dem 
 Zeitpunkt an geltend gemacht wird, in dem der Versicherer von der Verletzung der Anzeigepflicht oder von dem 
 nicht angezeigten Umstand Kenntnis erlangt.  
 
IV. Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung über Gefahrumstände anzufechten, 
 bleibt unberührt. 
 
 
§ 12  Anzuwendendes Recht 
 
 Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 
 
 
§ 13 Gerichtsstände 

1. Für Klagen, die aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer erhoben werden, bestimmt sich die 
gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen 
Niederlassung. Hat ein Versicherungsagent am Zustandekommen des Vertrages mitgewirkt, ist auch das Gericht 
des Ortes zuständig, an dem der Versicherungsagent zur Zeit der Vermittlung oder des Abschlusses seine 
gewerbliche Niederlassung oder bei Fehlen einer gewerblichen Niederlassung seinen Wohnsitz hatte (§§ 17, 21 und 
29 ZPO). 

2. Klagen des Versicherers gegen den Versicherungsnehmer können bei dem für den Wohnsitz des 
Versicherungsnehmers zuständigen Gericht erhoben werden. Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche 
Versicherung handelt, kann der Versicherer seine Ansprüche auch bei dem für den Sitz oder die Niederlassung des 
Versicherungsnehmers zuständigen Gericht geltend machen (§§ 21 und 29 ZPO). 

 
 
§ 14 Anzeigen und Willenserklärungen 

1. Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sind schriftlich abzugeben und sollen an die 
Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig 
bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden. Die Vertreter sind zu deren Entgegennahme nicht bevollmächtigt. 

2. Hat der Versicherungsnehmer seine Anschrift geändert, die Änderung aber dem Versicherer nicht mitgeteilt, so 
genügt für eine Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines 
eingeschriebenen Briefes nach der letzten dem Versicherer bekannten Anschrift. Die Erklärung wird in dem 
Zeitpunkt wirks am, in welchem sie ohne die Anschriftsänderung bei regelmäßiger Beförderung dem 
Versicherungsnehmer zugegangen sein würde. 

3. Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer 
Verlegung der gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen der Ziff. 2 entsprechende Anwendung. 
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